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«Zunehmend werden Notleidende und Hilfs be- 
dürf tige von politischen Kreisen abgewertet und 
 instrumentalisiert. Von ‹Sozialschmarotzern›, 
‹Wirtschaftsfl üchtlingen› und ‹Sozialhilfebetrügern› 
ist die Rede. Die giftige Verachtung für ‹Versager› 
weicht einem bösartigen Framing als Diebe, 
Schmarotzer und Betrüger. So rechtfertigt man 
den Sozialabbau und gibt vor, den Mittelstand 
zu schützen.»
Aus dem Beitrag «Armut, Anstand 
und Almosen» von Réda Philippe El Arbi
«Die heutigen politischen Debatten gehen zum 
Teil davon aus, man müsse nur genug Druck 
 ausüben und Anreize schaffen, dann fänden Sozial-
hilfe beziehende Personen schon wieder eine 
Stelle. Dass es für Niedrigqualifi zierte viel zu wenig 
 Stellen gibt, wird ausser Acht gelassen. Ebenso 
prägen die gesamte Diskussion ein unterschwel-
liges, demütigendes Misstrauen gegenüber 
bedürftigen Menschen und die Prämisse, dass 
niemand zu viel erhalten dürfe – besser zu wenig. 
Die Frage nach einem menschenwürdigen 
Dasein spielt bei den Entscheidungen über die 
Leistungen der Sozialhilfe kaum eine Rolle.»
Aus dem Beitrag von Gülcan Akkaya
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III. Teil Die Zukunft der Sozialhilfe
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Michelle Beyeler
Eine Frage der Ideologie, nicht der Kosten
Die Sozialhilfe steht an einem Scheideweg. Analysen der aktuellen 
Politik entwicklungen und Reformdebatten lassen Schlüsse auf künf-
tige Entwicklungen zu. Prägend dürfte sein, welche Haltung sich 
bezüglich der Frage durchsetzt, wie stark die Individuen ihre Situation 
selbst  verantworten. Es gibt Anzeichen, dass die Idee der Sozialinves-
tition vermehrt auch in der Sozialhilfe Einzug hält. Sie birgt jedoch die 
Gefahr, dass nicht jene Menschen von Fördermassnahmen profitieren, 
die es am nötigsten hätten  – und dass die bereits heute zu kurz 
kommende gesellschaftliche Integrationsfunktion der Sozialhilfe ver-
nachlässigt wird. 
Die Sozialhilfe ist als letztes Auffangnetz des Systems der sozialen Sicherheit sehr 
stark durch die Entwicklungen der vorgelagerten Sozialleistungen und präventiver 
Massnahmen beeinflusst. So ist durchaus denkbar, dass in den nächsten zehn Jahren 
für bestimmte Risikogruppen, insbesondere ältere Langzeitarbeitslose und Familien 
mit tiefen Einkommen, alternative Leistungssysteme eingerichtet werden. Denkbar 
ist dies auf kantonaler Ebene, wie teilweise bereits geschehen, oder auch auf nationa­
ler Ebene, beispielsweise mit der Flexibilisierung des Rentenalters oder der Einführung 
einer Brückenrente für ältere Arbeitslose. Auch die Entwicklungen im Bildungssystem 
und damit verbunden im Stipendienwesen oder diejenigen im Bereich des Gesund­
heitswesens und der Invalidenversicherung verändern die Rahmenbedingungen der 
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Sozialhilfe. Die Rolle und Ausgestaltung der zukünftigen Sozialhilfe wird unter ande­
rem auch stark dadurch beeinflusst, wie sich die Zusammenarbeit und Koordination 
im gesamten Unterstützungssystem entwickelt.
Ob die vielfältigen zu erwartenden Anpassungen im weiteren System der sozialen 
Sicherheit dazu führen werden, dass sich die Sozialhilfe wieder stärker auf ihre Kern­
aufgabe, die Unterstützung von Menschen in Notsituationen, fokussieren kann, ist 
derzeit unklar. Eine nähere Diskussion und Einschätzung der Entwicklungen im weite­
ren Sozial system liegt ausserhalb der Möglichkeiten dieses Beitrags. Dieser fokussiert 
auf die politischen Debatten rund um die Ausgestaltung der Sozialhilfe im engeren 
Sinn: Wie wird die Sozialhilfe im Jahr 2030 aussehen? Dabei wird keine Vision skizziert, 
wie die Sozialhilfe in zehn Jahren aussehen sollte. Vielmehr bietet der Beitrag eine 
Einschätzung, welche Entwicklungen – in Anbetracht der derzeitigen Ausgestaltung des 
Sozialhilfesystems und der aktuellen politischen Debatten – wahrscheinlich sind.
Die aktuellen Reformdebatten in der Sozialhilfe
Am 19. Mai 2019 lehnte die Stimmbevölkerung des Kantons Bern eine Reform des 
Sozialhilfegesetzes ab. Die Reform hätte eine generelle Kürzung des Grundbedarfs 
um 8 Prozent gegenüber den Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für Sozial­
hilfe (SKOS), zusätzliche Kürzungen für bestimmte Gruppen sowie eine Verstärkung 
der Anreiz­ und Sanktionsmechanismen bedeutet. Der Ablehnung ging eine intensive 
Abstimmungskampagne voraus. Der Berner Sozialdirektor, Regierungsrat Pierre Alain 
Schnegg, hat für die Vorlage des Grossen Rats gekämpft. Diese hätte, so argumentierte 
er, einen Umbau des Sozialhilfesystems ermöglicht: mehr Anreize zur Erwerbsarbeit, 
mehr Mittel für Integration, stärkere Abgrenzung der Sozialhilfebeziehenden von 
Erwerbstätigen. Trotzdem haben sich knapp 53 Prozent der Stimmenden gegen die 
Reform ausgesprochen und erteilten damit den Umbau­ und Sparplänen von Regie­
rung und Parlament eine Abfuhr. Mehrheiten gegen die Vorlage fanden sich nicht nur 
in den meisten Städten, sondern auch in vielen weiteren – zum Teil durchaus ländli­
chen – Gemeinden überall im Kanton.
Die anvisierten Umbaupläne im Kanton Bern basieren auf der zentralen 
Grundannahme, die derzeitige Sozialhilfeleistung sei zu grosszügig, um genügend 
Erwerbsanreize zu bieten. Es sei zudem nötig, finanziellen Spielraum zu schaffen, um 
erwerbstätige Sozialhilfebeziehende oder solche in Arbeitsintegrationsprogrammen 
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mit höheren Einkommensfreibeträgen oder Integrationszulagen entschädigen zu 
können. Zudem sei der Erwerbsanreiz für bestimmte Gruppen von Sozialhilfebezie­
henden besonders niedrig, insbesondere für junge Erwachsene und Flüchtlinge mit 
Status der vorläufigen Aufnahme seien deshalb zusätzliche Kürzungen vorzusehen.
Eine knappe Mehrheit der Stimmenden im Kanton Bern teilte offenbar die 
Grundannahme der fehlenden Erwerbsanreize nicht – oder war zumindest mit der 
vorgeschlagenen Lösung nicht einverstanden. Die Gegenposition basiert auf der 
zentralen Annahme, es fehle den Sozialhilfebeziehenden in der Regel nicht an indi­
viduellem Engagement und an Bereitschaft, sondern an Optionen und Perspektiven 
auf dem Arbeitsmarkt. Eine Kürzung des Grundbedarfs hätte primär die Möglich­
keiten der Sozialhilfebeziehenden zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben vermin­
dert und durch zusätzlichen Kontroll­ und Verwaltungsaufwand die Integrationsfun­
 tion der Sozialhilfe weiter geschwächt.
Ähnliche Debatten wie im Kanton Bern wurden in den letzten Jahren auch in 
anderen Kantonen geführt.1 Vorstösse zu generellen Kürzungen des Grundbedarfs mit 
dem Ziel, die eingesparten Gelder oder einen Teil davon an Sozialhilfebeziehende 
auszuzahlen, die ihre Integrationsbemühungen nachweisen können, wurden auch in 
den kantonalen Parlamenten von Aargau, Baselland, Schwyz, St. Gallen und Zürich 
eingereicht. Die Kantonsparlamente in Schwyz und St. Gallen haben die Vorstösse 
abgelehnt, in den übrigen Kantonen wurden sie an die Regierung überwiesen (Aargau 
und Baselland) oder sind zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Artikels noch nicht 
behandelt worden ( Zürich). 
In verschiedenen Kantonen wurden in den letzten Jahren zudem Kürzungen 
bestimmter Leistungen beschlossen und Selbstbehalte eingeführt (zum Beispiel bei Zahn­
behandlungen). Weitere Kürzungsmassnahmen und ­pläne zielen auf eine Reduktion der 
Ansprüche junger Erwachsener sowie zugewanderter Personen und Geflüchteter mit dem 
Status der vorläufigen Aufnahme ab. Beispielsweise in Zürich ist eine Motion hängig, die 
verlangt, dass die Sozialhilfehöhe von den Anzahl Steuerjahren abhängen soll. 
Paradigmen in der Sozialhilfepolitik
Die politischen Debatten rund um die angemessene Leistungshöhe und die effektive 
Ausgestaltung der Integrationsarbeit in der Sozialhilfe werden nicht nur in der Schweiz 
geführt, sondern lassen sich mit ähnlichen Vorzeichen auch in vielen sozialstaatlich 
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geprägten Ländern finden. Die den Vorstössen zugrunde liegenden zentralen Ideen 
lassen sich in zwei Politikparadigmen unterteilen, die auf völlig unterschiedlichen 
Annahmen bezüglich der Ursachen von Armut, der Rolle des Staats und der Aus­
gestaltung und der Ziele der Sozialhilfe beruhen2:
 — Gemäss dem ersten Paradigma, das der klassischen sozialdemokratischen Posi­
tion entspricht, gilt die Sozialhilfe als garantierter Rechtsanspruch für alle. Der 
Staat soll durch den Zugang zu einem Mindesteinkommen Armut bekämpfen, 
ausbeuterische Arbeitsverhältnisse verhindern und dadurch eine egalitäre, inklu­
sive Gesellschaft fördern. Die Ursache der materiellen Abhängigkeit liegt, so die 
Annahme, in strukturell bedingten Problemen in Arbeitsmarkt und Gesellschaft 
und ist nicht selbstverantwortet. Die Sozialhilfeleistung soll daher universell 
verfügbar, nicht an Bedingungen geknüpft sowie hoch genug angesetzt sein, um 
die sozialen Teilhaberechte aller zu sichern. 
 — Das zweite Paradigma, das «Arbeit­zuerst»­Paradigma (im englischsprachigen 
Kontext als Work­first­ oder Workfare­Prinzip bekannt) entspricht tendenziell 
einer konservativen Position und betont die Selbstverantwortung sowie ein 
hohes Arbeitsethos. Arbeit gilt als die Quelle von Selbstachtung und als Bedin­
gung gesellschaftlicher Anerkennung. Selbst wenn dadurch kein existenzsichern­
des Einkommen generiert werde, sei die Arbeitstätigkeit einer rein passiven 
Abhängigkeit von Sozialleistungen in jedem Fall vorzuziehen. Ausser bei einer 
offensichtlichen und schweren gesundheitlichen Beeinträchtigung sei deshalb 
eine nicht an Bedingungen (zum Beispiel Teilnahme in einem Beschäftigungs­ 
oder Arbeitsprogramm) geknüpfte, staatlich garantierte Grundsicherung kontra­
produktiv. In der Regel wird in diesem Paradigma stark zwischen Armutsbetrof­
fenen unterschieden, die Unterstützung verdienen würden, und solchen, die 
dies nicht tun. Die bevorzugten Politiklösungen tendieren denn auch zur Unter­
scheidung verschiedener Anspruchsgruppen in Bezug auf die ihnen zustehenden 
Leistungen. Unterstützung solle dabei vor allem denjenigen zustehen, die diese 
auch «verdienen». Für die anderen seien die Leistungen möglichst unattraktiv 
auszugestalten und streng zu kontrollieren. Bei ungenügenden Bemühungen 
um Arbeit seien Sanktionen zu ergreifen. Sehr zentral in dieser Perspektive ist 
die Forderung, dass sich Arbeit lohnen muss.
Wie das Beispiel der gescheiterten Reform des Sozialhilfegesetzes im Kanton Bern 
zeigt, sind es diese beiden sehr gegensätzlichen Positionen, die den aktuellen Politik­
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entwicklungen und Reformdebatten im Kern zugrunde liegen. Allerdings hat sich in 
der Debatte und Politikausgestaltung längst ein Mittelweg zwischen den beiden tra­
ditionellen Paradigmen durchgesetzt. Unter dem Oberbegriff «Aktivierung/aktivie­
render Sozialstaat» hat sich in den letzten Jahrzehnten ein dritter Weg herauskristal­
lisiert, der im Schweizer Kontext auch mit dem «Fordern­und­Fördern»­Prinzip 
umschrieben wird. Dieser Mittelweg teilt mit dem konservativen Paradigma die 
Annahme der individuellen Mitverantwortung an der eigenen Situation (Fordern) 
und anerkennt andererseits aber auch gemäss dem traditionellen sozialdemokra­
tischen Paradigma, dass die Situation des Einzelnen auf gesellschaftlich und ökono­
misch begründeten strukturellen Nachteilen beruht, die durch staatliche Interventio­
nen ausgeglichen werden sollen (Fördern). 
Die SKOS­Richtlinien beruhen seit der Reform 2005 in den Grundzügen auf dem 
Aktivierungsparadigma. Damals wurde der pauschalisierte Grundbedarf gekürzt, und 
es wurden Anreiz­ und Sanktionsinstrumente wie Integrationszulagen, Einkommens­
freibeträge und Kürzungsmöglichkeiten beim Grundbedarf eingeführt. Mit einer 
erneuten Reform 2015 wurden die Sanktionsmöglichkeiten nochmals verschärft. Das 
Bewusstsein für Schwelleneffekte und negative Erwerbsanreize und das Wissen über sie 
haben sich parallel zu dieser Entwicklung verstärkt. Viele Kantone haben denn auch 
die Finanzierungssysteme und das Zusammenwirken der Sozialhilfe mit anderen Sozi­
alleistungen und dem Steuersystem untersucht und auf verschiedenen Ebenen Anpas­
sungen vorgenommen sowie Massnahmen ergriffen, die die Zusammenarbeit zwischen 
den verschiedenen Akteuren des Unterstützungssystems, insbesondere diejenige zwi­
schen Sozialhilfe, Arbeitslosenversicherung und Invalidenversicherung, verbessern. 
Wichtig ist zu sehen, dass die Kantone und – je nach kantonaler Gesetzgebung – 
die Gemeinden die Gewichtung der beiden Pole Fordern und Fördern sehr unter­
schiedlich vornehmen können. So können sie beispielsweise ihre Sanktions­ und 
Zulagenpraxis strenger oder weniger streng handhaben, und auch bei der Wahl und 
Ausgestaltung der Unterstützungsangebote im Bereich Fördern (etwa Ausgestaltung 
von Sozialberatungsprozessen, Programmen der Arbeitsintegration, Lohnzuschuss­
systemen, Zugang zu Kinderbetreuung usw.) gibt es keine Standardisierung. Bei dieser 
Grundausgangslage ist weder eine starke und uniforme Entwicklung der Sozialhilfe 
in Richtung des konservativen Arbeit­zuerst­Paradigmas noch eine starke Entwicklung 
in Richtung des Grundversicherungsparadigmas wahrscheinlich. Vielmehr dürften 
sich die zukünftigen Entwicklungen weiterhin auf dem Pfad hin zu einem System 
bewegen, das die jeweiligen Instrumente in Richtung Fordern und Fördern optimiert. 
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Sozialinvestition als neues Paradigma
Bekannt unter der Bezeichnung «Sozialinvestition», hat sich aus dem Aktivierungspara­
digma in den letzten Jahren eine Politikvision etabliert, die den Sozialstaat zunehmend 
vom klassischen System der sozialen Sicherung – das vor allem auf passiven Sozialleis­
tungen beruhte – hin zu einem System umgestalten will, bei dem mittels Früher Förde­
rung, Politiken zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie, Gesundheitsförderung, Bildung 
und qualifizierender Arbeitsintegrationsprogramme Nachteile ausgeglichen werden und 
gleichzeitig eine möglichst hohe Erwerbsbeteiligung angestrebt wird. 
Diese Vision schwebt auch der EU­Kommission vor, die 2013 eine Sozialinves­
titionsagenda lancierte.3 Doch gerade im Bereich der Langzeitarbeitslosigkeit scheint 
dieses Programm in den EU­Mitgliedsstaaten noch nicht stark zu greifen. So stellen 
die Forschenden des EU­Forschungsprojekts «ReInvest» fest, es werde zwar eine Ent­
wicklung propagiert, die es arbeitslosen Menschen mit grosszügigen Sozialtransfers 
erlauben sollte, in ihre Qualifikationen, ihre Gesundheit und Mobilität zu investieren, 
in den europäischen Ländern dominiere aber die «Arbeit­soll­sich­lohnen»­Forderung, 
gemäss der Sozialleistungen tief anzusetzen sind und nur an Bedingungen geknüpft 
ausbezahlt werden sollen.4 
Dies deutet darauf hin, dass Sozialinvestitionspolitiken – gerade im Bereich der 
Sozialhilfe – schwierig umzusetzen sind. Der Fokus der Sozialinvestitionspolitik liegt 
auf der Armutsprävention und bietet nur bedingt Antworten auf die Frage, wie mit 
der Bekämpfung von Armut umzugehen ist. Bereits mit der Bezeichnung des Ansatzes 
«Sozialinvestition» wird der wirtschaftliche Nutzen, der durch die Massnahmen erzielt 
werden soll, betont. Andere wichtige Ziele der Sozialhilfe, wie die gesellschaftliche 
und politische Teilhabe, werden tendenziell weniger betont. Dabei besteht durchaus 
auch die Gefahr einer Substitution, das heisst je fördernder und sozialinvestiver der 
Charakter der Politik insgesamt ist, desto strenger und fordernder wird der Bereich 
Sozialhilfe. Dies, weil denjenigen, die in einem stark unterstützenden Umfeld auf 
Sozialhilfe angewiesen sind, stärker die Vermutung anhaftet, sie seien selbst für ihre 
Situation verantwortlich und würden sich zu wenig bemühen. 
Weiter besteht auch die Gefahr, dass Förderung nicht den Menschen zugutekommt, 
die am meisten auf Unterstützung angewiesen sind, sondern eher denjenigen mit den 
besten Erfolgschancen. Bei Letzteren ist für die Reintegration eine kleinere Investition 
nötig. Dieses als Matthäusprinzip bekannte Phänomen («Wer hat, dem wird gegeben») 
ist einerseits eine Folge der Selbstselektion: Wer bereits über genügend Ressourcen 
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verfügt, kann diese nutzen, um sich Zugänge zu Unterstützungsleistungen zu eröff­
nen. Andererseits kann es aber auch eine Folge von Wirkungsindikatoren und Finan­
zierungssystemen sein, die primär auf das Outcome (etwa Erwerbstätigkeit, Bildungs­
abschluss, etc.) fokussieren und nicht auf den individuellen Fortschritt, den eine 
Person im Unterstützungsprozess erzielt. 
Grundsätzlich sind die mit dem Paradigma verbundenen Politiken kurzfristig 
kostenintensiver, und die Rendite, zum Beispiel in Form von nachhaltigeren und 
langfris tigeren Kosteneinsparungen, fällt erst mit einiger Verzögerung an – bei Inves­
titionen in die frühkindliche Entwicklung unter Umständen erst Jahrzehnte später. Es 
ist daher nicht nur schwierig, Sozialinvestitionspolitiken fundiert zu evaluieren, es ist 
auch schwierig, sie politisch zu rechtfertigen. Am ehesten finden sich noch empirische 
Argumente dafür im internationalen Vergleich. So zeichnen sich Länder, die diese 
Politiken bereits in der Vergangenheit stark umgesetzt haben, durch höhere Erwerbs­
beteiligung und weniger Ungleichheit aus als andere Länder.  
Sozialinvestition: Trends in der Schweiz 
In der Schweiz gibt es durchaus Anzeichen, dass das Sozialinvestitionsparadigma auch 
Entwicklungen in der Sozialhilfe mitbeeinflusst. Bereits seit einigen Jahren haben viele 
Gemeinden spezifisch an der Unterstützung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
gearbeitet – und die Sozialämter haben verschiedene Programme und Coaching­Struk­
turen aufgebaut.5 Diese Programme entstanden ergänzend zu den 2008–2015 durch 
den Bund geförderten kantonalen Massnahmen zur Früherfassung, Beobachtung und 
gezielten Begleitung von Jugendlichen, deren Abschluss einer Ausbildung auf Sekun­
darstufe II gefährdet ist (zum Beispiel Case Management Berufsbildung). Parallel dazu 
gab es in verschiedenen Kantonen auch Anpassungen des Stipendiensystems. So sind 
heute im Kanton Bern auch Jugendliche stipendienberechtigt, die Brückenangebote 
im Übergang zwischen Schule und Ausbildung besuchen, und im Kanton Waadt erhal­
ten junge Erwachsene in Ausbildung Stipendien anstelle von Sozialhilfe.6 
Zunehmend rücken auch die über 25­jährigen Personen und ihre Qualifika­
tionen ins Blickfeld der Politik. Beispielsweise wurde im Kanton Waadt 2014 ein 
Pilotprogramm lanciert, das gezielt Personen zwischen 26 und 40 Jahren, die Sozial­
hilfe beziehen, eine Nachholbildung ermöglicht. Und die SKOS hat 2018 gemeinsam 
mit dem Schweizerischen Verband für Weiterbildung eine Weiterbildungsoffensive 
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angestossen. In einem dreijährigen Pilotprogramm sollen 14 Sozialdienste in kleine­
ren und mittleren Gemeinden darin unterstützt werden, bedarfsorientierte Förder­
strukturen zur nachhaltigen Qualifizierung aufzubauen. 
Im Flüchtlingsbereich hat der Bund gemeinsam mit den Kantonen 2018 eine 
Integrationsagenda7 lanciert, die stark auf Beratung, Begleitung, Frühe Förderung, 
Sprach­ und Bildungserwerb setzt – und damit ganz klar durch das Sozialinvestitions­
paradigma geprägt ist. Auch im Bereich der Arbeitsintegration finden sich Tendenzen, 
Beschäftigungs­ und Arbeitsintegrationsprogramme zunehmend mit fördernden 
 Elementen (Beratung, Qualifizierung, Coaching)  zu verbinden. 
Individualisierung, Entscheidungs- und Handlungsspielräume
Auch wenn dies nicht explizit so genannt wird, gibt es also durchaus Tendenzen hin 
zu einer Sozialinvestitionsagenda in der Schweiz. Man sollte sich aber bewusst sein, 
dass Sozialinvestitionspolitiken nach wie vor auf unterschiedlichen Grundannahmen 
bezüglich der dem Individuum zugemuteten Verantwortungsübernahme beruhen kön­
nen. Die eine Seite fordert eine enge Steuerung und Kontrolle der Integrationsmass­
nahmen und beharrt auf der Notwendigkeit von Sanktions­ und Anreizinstrumenten. 
Die Aktivierungsziele und die Mittel zur Erreichung dieser Ziele werden hierzu in der 
Regel eng definiert und mittels quantitativer Performance­Indikatoren evaluiert. 
Basierend auf Amartya Sens Befähigungsansatz plädiert die andere Seite für eine 
Politik, die Verantwortung delegiert und damit die Autonomie und Entscheidungs­
freiheit der unterstützten wie auch der unterstützenden Personen vergrössert. Anstatt 
mit Leistungskürzungen und Zwangssystemen die Ressourcenausstattung und den 
Entscheidungsspielraum weiter einzuengen, sollte die Politik darauf abzielen, an die 
Individuen und ihren lokalen Kontext adaptierte Wege zu ermöglichen. Der (zentrale) 
Staat sichert dabei vor allem die Grundansprüche, während die Akteure in lokalen 
Netzwerken dazu beitragen, neue Integrations­ und Förderangebote (Freiwilligen­
arbeit, Vereinstätigkeiten, Beschäftigungsmöglichkeiten, Betreuungsnetzwerke) auf­
zubauen und damit Handlungsoptionen anzubieten.8 Betont wird von dieser Seite 
auch die Wichtigkeit des Einbezugs der Betroffenen in die Formulierung, Umsetzung 
und Evaluation der Politiken. Sie plädiert für Respekt für die Rechte der Klientinnen 
und Klienten und will diesen Raum für Verhandlung geben sowie mehr Entschei­
dungsfreiheit in Bezug auf die gewählten Integrationswege und ­ziele. 
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Die Kostenfrage 
Die Nettokosten pro Person in der Sozialhilfe haben in den letzten Jahren zugenom­
men. Und obwohl gesamtschweizerisch gesehen die Sozialhilfequoten tendenziell 
stagnieren, nehmen damit die Kosten der Sozialhilfe überproportional zur Bevölke­
rungsentwicklung zu. Mit Ausnahme der offensichtlichen Kostentreiber wie Kranken­
versicherungsprämien, Gesundheits­ und Wohnkosten, ist es schwierig, die Ursachen 
der Kostensteigerung trennscharf zu eruieren. Ein Bericht des Bundesrates weist auf 
eine Reihe von Faktoren hin, wobei die wahrscheinlichsten Gründe darin bestehen 
dürften, dass sich einerseits die Fallzusammensetzung verändert hat (mehr Einperso­
nenfälle) und andererseits die Zahl der Personen zugenommen hat, die Sozialhilfe 
nicht nur vorübergehend und für kurze Zeit beziehen (mehr niedrigqualifizierte und 
ältere Langzeitarbeitslose).9
Welche Faktoren dabei wie bedeutend sind, lässt sich gemäss heutigem Wissens­
stand nicht sagen. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Finanzierungssysteme in den 
einzelnen Kantonen, die sich über die Zeit auch ändern, lassen sich sowohl aus ver­
gleichenden Betrachtungen der Kantone wie auch aus zeitlichen Vergleichen nur sehr 
bedingt zuverlässige Schätzungen vornehmen. 
Nimmt die Sozialhilfe aber zunehmend die Funktion einer längerfristigen 
Einkommenssicherung ein – und darauf deuten bestimmte Entwicklungen wie die 
steigende durchschnittliche Bezugsdauer und das stark steigende Sozialhilferisiko 
älterer Arbeitnehmender hin – wird es gerade für die Gemeinden und Kantone, die 
hohe und gar steigende Sozialhilfequoten aufweisen, immer schwieriger, die Kosten 
zu tragen. Vergleichende Analysen der Sozialhilfequoten verdeutlichen, dass durch 
die Sozialhilfepolitik nicht beeinflussbare strukturelle Gründe, insbesondere die 
Bevölkerungsstruktur, die Struktur des Arbeitsmarkts und die Siedlungsstruktur, die 
relevantesten Erklärungsfaktoren für Unterschiede bei den Sozialhilfequoten sind.10 
Wie einleitend erwähnt, wird die Sozialhilfe sehr stark von den Entwicklungen 
in den vorgelagerten Systemen beeinflusst. Mittels Anpassungen in diesen oder bei 
den Finanzausgleichssystemen könnte der Kostendruck deutlich vermindert werden. 
Die Mühlen mahlen aber langsam im föderalen System mit direktdemokratischem 
Veto der Bevölkerung, und bis neue oder alternative Systeme aufgebaut sind, dauert es 
in der Regel lange. Und selbst dort, wo es möglich ist, relativ rasch Anpassungen vor­
zunehmen, werden diese – gerade wenn es sich um Sozialinvestitionsmassnahmen im 
Bildungsbereich handelt – erst mit einiger Verzögerung in der Sozialhilfe spürbar sein. 
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Es ist daher sehr wahrscheinlich, dass der politische Druck, Kosten zu sparen, 
anhalten wird. Als Konsequenz daraus werden auch Forderungen, den Sozialhilfe­
bezug an strengere Bedingungen zu knüpfen, Leistungen generell zu kürzen oder je 
nach Anspruchsgruppe zu differenzieren, die sozialpolitische Agenda weiterhin stark 
mitbestimmen. 
Schlussfolgerungen
Grundsätzlich wird aber die Entwicklung der Sozialhilfe im nächsten Jahrzehnt nicht 
in erster Linie durch die Kostenfrage entschieden. Der relevanteste politische Konflikt 
in Bezug auf die zukünftige Entwicklung dürfte eher ein ideologischer sein. Den 
unterschied lichen Positionen im politischen Diskurs rund um die Sozialhilfe liegen, 
wie oben ausgeführt, zwei traditionelle und sehr gegensätzliche Haltungen zugrunde. 
Das aktuell betonte «Fordern­und­Fördern»­Paradigma kann als eine Art dritter Weg 
bezeichnet werden, bei dem beide Grundpositionen vermischt werden. Die zukünfti­
gen Entwicklungen der Sozialhilfe in der Schweiz werden sich mit grosser Wahrschein­
lichkeit auf diesem dritten Weg abspielen. Trotzdem könnte die Sozialhilfe auf diesem 
Weg wieder ein anderes Gesicht erhalten. Dies wäre dann der Fall, wenn die am 
 Befähigungsansatz orientierten Massnahmen und Haltungen mehr Gewicht erhalten, 
als dies bisher der Fall ist; und wenn eine Bereitschaft besteht, das Sozialinvestitions­
paradigma in einer breiten gesellschaftlichen Perspektive und nicht nur in einer engen 
Kosten­Nutzen­Sichtweise umzusetzen. Eine solche Entwicklung bedingt, dass in der 
Politik die Grundhaltung der Sozialhilfe als Rechtsanspruch wieder gestärkt wird: Nur 
wer gewisse Handlungsspielräume hat, kann sein Handeln auch selbst verantworten. 
Sie bedingt aber gleichzeitig einen verantwortungsvollen und kostenbewussten Umgang 
der Akteure im Unterstützungssystem mit den zugestandenen Handlungsspielräumen: 
Mit guter Zusammenarbeit, Innovationsfähigkeit und einem Blick fürs Ganze können 
sie dazu beitragen, das Vertrauen in das System Sozialhilfe zu stärken. 
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